
die unter Verstoß gegen eine vertragliche Beschränkung, wonach 
ihre Nutzung nur zu privaten Zwecken erlaubt ist, verwendet 
worden sind 

2. Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 98/84 steht einer nationalen Re­
gelung nicht entgegen, mit der die Verwendung ausländischer 
Decodiervorrichtungen einschließlich derjenigen, die durch Angabe 
eines falschen Namens und einer falschen Anschrift beschafft oder 
aktiviert worden sind, und derjenigen, die unter Verstoß gegen eine 
vertragliche Beschränkung, wonach ihre Nutzung nur zu privaten 
Zwecken erlaubt ist, verwendet worden sind, untersagt wird, da 
eine solche Regelung nicht in den durch diese Richtlinie koor­
dinierten Bereich fällt. 

3. Art. 56 AEUV ist dahin auszulegen, 

— dass er der Regelung eines Mitgliedstaats entgegensteht, wo­
nach im Inland die Einfuhr, der Verkauf und die Verwendung 
ausländischer Decodiervorrichtungen, die den Zugang zu ei­
nem kodierten Satellitenrundfunkdienst aus einem anderen 
Mitgliedstaat ermöglichen, der nach der Regelung des erst­
genannten Staates geschützte Gegenstände umfasst, rechtswid­
rig sind, und 

— dass sich an diesem Ergebnis weder dadurch etwas ändert, dass 
die ausländische Decodiervorrichtung durch Angabe eines fal­
schen Namens und einer falschen Anschrift in der Absicht, die 
fragliche Gebietsbeschränkung zu umgehen, beschafft oder ak­
tiviert wurde, noch dadurch, dass diese Vorrichtung zu gewerb­
lichen Zwecken verwendet wird, obwohl sie der privaten Nut­
zung vorbehalten war. 

4. Die Klauseln eines Vertrags über eine ausschließliche Lizenz zwi­
schen einem Inhaber von Rechten des geistigen Eigentums und 
einem Sendeunternehmen stellen eine nach Art. 101 AEUV ver­
botene Wettbewerbsbeschränkung dar, sofern sie dem Sendeunter­
nehmen die Pflicht auferlegen, keine den Zugang zu den Schutz­
gegenständen dieses Rechtsinhabers ermöglichenden Decodiervor­
richtungen zum Zweck ihrer Verwendung außerhalb des vom Li­
zenzvertrag erfassten Gebiets zur Verfügung zu stellen. 

5. Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisie­
rung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten 
Schutzrechte in der Informationsgesellschaft ist dahin auszulegen, 
dass sich das Vervielfältigungsrecht auf flüchtige Fragmente der 
Werke im Speicher eines Satellitendecoders und auf einem Fernseh­
bildschirm erstreckt, sofern diese Fragmente Elemente enthalten, die 
die eigene geistige Schöpfung der betreffenden Urheber zum Aus­
druck bringen, wobei das zusammengesetzte Ganze der gleichzeitig 
wiedergegebenen Fragmente zu prüfen ist, um zu klären, ob es 
solche Elemente enthält. 

6. Vervielfältigungshandlungen wie die in der Rechtssache C-403/08 
fraglichen, die im Speicher eines Satellitendecoders und auf einem 
Fernsehbildschirm erfolgen, erfüllen die Voraussetzungen des Art. 
5 Abs. 1 der Richtlinie 2001/29 und dürfen daher ohne Erlaub­
nis der betreffenden Urheberrechtsinhaber vorgenommen werden. 

7. Der Begriff der öffentliche Wiedergabe im Sinne von Art. 3 Abs. 
1 der Richtlinie 2001/29 ist dahin auszulegen, dass er die Über­
tragung durch Rundfunk gesendeter Werke über einen Fernsehbild­
schirm und Lautsprecher für die sich in einer Gastwirtschaft auf­
haltenden Gäste umfasst. 

8. Die Richtlinie 93/83/EWG des Rates vom 27. September 1993 
zur Koordinierung bestimmter urheber- und leistungsschutzrecht­
licher Vorschriften betreffend Satellitenrundfunk und Kabelweiter­
verbreitung ist dahin auszulegen, dass sie sich nicht auf die Recht­
mäßigkeit von Vervielfältigungshandlungen auswirkt, die im Spei­
cher eines Satellitendecoders und auf einem Fernsehbildschirm 
erfolgen. 

( 1 ) ABl. C 301 vom 22.11.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 6. Oktober 
2011 — Europäische Kommission/Italienische Republik 

(Rechtssache C-302/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Staatliche Beihil­
fen — Beihilfen zugunsten der im Stadtgebiet von Venedig 
und Chioggia niedergelassenen Unternehmen — 

Sozialbeitragsermäßigungen — Rückforderung) 

(2011/C 347/03) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: V. 
Di Bucci und E. Righini) 

Beklagte: Italienische Republik (Prozessbevollmächtigte: G. Pal­
mieri und G. Aiello, avvocato dello Stato) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter 
Erlass der Maßnahmen, die erforderlich sind, um den Art. 2, 
5 und 6 der Entscheidung 2000/394/EG der Kommission vom 
25. November 1999 über die Maßnahmen, die Italien aufgrund 
der Gesetze Nr. 30/1997 und Nr. 206/1995 in Form von So­
zialbeitragsermäßigungen und -befreiungen zugunsten der Un­
ternehmen im Stadtgebiet von Venedig und Chioggia durch­
geführt hat (bekannt gegeben unter Aktenzeichen K[1999] 
4268, ABl. 2000, L 150, S. 50), nachzukommen
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Tenor 

1. Die Italienische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus Art. 5 der Entscheidung 2000/394/EG der Kommission vom 
25. November 1999 über die Maßnahmen, die Italien aufgrund 
der Gesetze Nr. 30/1997 und Nr. 206/1995 in Form von 
Sozialbeitragsermäßigungen und -befreiungen zugunsten der Un­
ternehmen im Stadtgebiet von Venedig und Chioggia durchgeführt 
hat, verstoßen, dass sie nicht innerhalb der vorgesehenen Frist alle 
Maßnahmen ergriffen hat, die erforderlich sind, um die nach der 
durch diese Entscheidung für rechtswidrig und mit dem Gemein­
samen Markt unvereinbar erklärten Beihilferegelung gewährten 
Beihilfen von den Begünstigten zurückzufordern. 

2. Die Italienische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 256 vom 24.10.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 6. Oktober 
2011 — Europäische Kommission/Portugiesische Republik 

(Rechtssache C-493/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Art. 63 AEUV 
und Art. 40 des EWR-Abkommens — Freier Kapitalverkehr 
— Ausländische und inländische Pensionsfonds — Körper­
schaftsteuer — Dividenden — Befreiung — Unterschiedliche 

Behandlung) 

(2011/C 347/04) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: R. 
Lyal und M. Afonso) 

Beklagte: Portugiesische Republik (Prozessbevollmächtigte: L. 
Inez Fernandes und H. Ferreira) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 63 
AEUV und Art. 40 des EWR-Abkommens — Beschränkungen 
des Kapitalverkehrs — Ausländische und inländische Pensions­
fonds — Dividenden — Besteuerung — Ungleichbehandlung 

Tenor 

1. Die Portugiesische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtun­
gen aus Art. 63 AEUV und Art. 40 des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 verstoßen, dass 
sie die Befreiung von der Körperschaftsteuer den im portugiesischen 
Hoheitsgebiet ansässigen Pensionsfonds vorbehalten hat. 

2. Die Portugiesische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 37 vom 13.2.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 6. Oktober 
2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Unabhängigen 
Verwaltungssenats Wien — Österreich) — Astrid Preissl 

KEG/Landeshauptmann von Wien 

(Rechtssache C-381/10) ( 1 ) 

(Industriepolitik — Lebensmittelhygiene — Verordnung (EG) 
Nr. 852/2004 — Installation eines Waschbeckens in den Toi­
letten eines Betriebs, der Lebensmittel in den Verkehr bringt) 

(2011/C 347/05) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Unabhängiger Verwaltungssenat Wien 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Astrid Preissl KEG 

Beklagter: Landeshauptmann von Wien 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Unabhängiger Verwaltungssenat 
Wien — Auslegung von Anhang II Kapitel I Ziff. 4 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene (ABl. L 
139, S. 1) und insbesondere des in der deutschen Fassung der 
genannten Vorschrift enthaltenen Begriffs „Handwaschbecken“ 
— Entscheidung einer Behörde eines Mitgliedstaats, mit der 
angeordnet wird, in den Toiletten eines Cafés ein Handwasch­
becken zu installieren, das mit Mitteln zum Händewaschen und 
zum hygienischen Händetrocknen ausgestattet ist 

Tenor 

Anhang II Kapitel I Nr. 4 der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 
Lebensmittelhygiene ist dahin auszulegen, dass danach weder ein 
Waschbecken im Sinne dieser Vorschrift ausschließlich zum Hände­
waschen bestimmt sein muss noch der Wasserhahn und Mittel zum 
Händetrocknen benutzt werden können müssen, ohne dass ein Hand­
kontakt erforderlich ist. 

( 1 ) ABl. C 274 vom 9.10.2010.
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